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des Mitglieds des Berliner Vollzugsbeirats

fF--.
f-

wegen Abberufung als Mitglied des Berliner Vollzugsbeirats

hat der 5. Strafsenat des Kammergerichts in Berlin am 4. Oktober 2022 beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde der Senatsverwaltung fOr Justiz, Vielfalt und An-

tidiskriminierung gegen den Beschluss des Landgerichts Berlin - Straf-

vollstreckungskammer - vom 3. Februar 2022 wird venrrrorfen.

Die Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens und die der Betroffenen

in diesem Rechtszug entstandenen notwendigen Auslagen trägt die

Landeskasse Berlin.

-a -

ln der Strafvollzugssache
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1 . Die Betroffene ist äräkr und seit Oktober 2005 Mitglied des Berliner Vollzugsbei-

rats. Zuleüt wurde ihre Mitgliedschaft im Oktober 2019 für die Dauer von vier Jahren

vedängert. Mit Bescheid vom 2. November 2021 bertel die Senatsveualtung für Jus-

tiz, VerbraucherschuE. und Antidiskriminierung (nunmehr: Senatsverwaltung für Jus-

tiz, Melfalt und Antidiskriminierung; im Folgenden: Senatsverwaltung) die Betroffene

vor Ablauf ihrer regulären Amtszeit mit sofortiger Wirkung als Mitglied des Berliner

Vollzugsbeirats ab. Gemäß § 112 Abs.3 inVerbindung mit§ 111Abs.6 StVollzG

Bln sowie Nummer 17 Satz 1 in Verbindung mit Nummer 7 Abs. 2 der Venrraltungs-

vorschriften zu §§ 111, 112 des Berliner Strafuollzugsgesetzes, zu §§ 114, 115 des

Berliner Jugendstrafuollzugsgesetzes, zu §§ 85, 86 des Berliner Untersuchungshaft-

vollzugsgeseEes und zu §§ 109, 109a des Berliner Sicherungsvenrvahrungsvoll-

zugsgeseEes vom 19. September 2019 (im Folgenden: W StVollzG Bln) stehe es

im Ermessen der für Justiz zuständigen Senatsverwaltung, ein Beiratsmitglied aus

wichtigem Grund abzuberufen. Ein solcher Grund könne unter anderem dann ange-

nommen werden, wenn das für eine sinnvolle Zusammenarbeit erforderliche Min-

destmaß an Vertrauen so nachhaltig gestöß sei, dass der Aufsichtsbehörde die wei-

tere Zusammenwirkung mit dem Beiratsmitglied nicht mehr zugemutet werden kön-

ne. Dies sei hier aufgrund von Außerungen der Betroffenen zu den von der Bundes-

regierung und den Landesregierungen im Hinblick auf die Corona-Pandemie ge-

troffenen Maßnahmen der Fall. Die Senatsverwaltung nimmt insoweit darauf Bezug,

dass die Betroffene - unstreitig - am 18. Juli 2020 in Bayern an einer Veranstaltung

teilnahm, die von einer lnhiative organisiert wurde, welche mit,Querdenken 9371

Miltenberg" kooperierte. Wie sich aus einer im lnternet abrufbaren Videoaufnahme

ergibt, äußerte sie sich dabei als Arztin öffentlich kritisch zum Umgang der Politik mit

der Corona-Pandemie, zur Tragweite der Pandemie, zu einer diesbezüglichen lmp-

fung und zur Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung. ln einer weiteren im

lnternet verfligbaren Videoaufzeichnung von ,Querdenken 341" vom 28. Mai 2021

beklagte die Betroffene die Sbsurdität" und 
"Unvernunft" 

der geltenden staatlichen

I

Gründe:
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Corona-Maßnahmen. Weiter stütrte sich die Senatsverwaltung darauf, die Betroffene

habe ihre Ansichten am 29. September 2021 in einer mündlichen Anhörung gegen-

über der Senatsvenrvaltung im Kern bestätigt. lhre öffentlichen Außerungen habe sie

zwar als Privagerson und ohne Bezug zum Berliner Vollzugsbeirat getätigt; auch

beständen keine Anhaltspunkte, dass sie ihre Meinung in ihren Umgang rnit Gefan-

genen habe einfließen lassen. Gleichwohl ständen die Auffassungen in einem un-

überbrückbaren lA/iderspruch zu denjenigen der Senatsverwaltung, welcher daran

gelegen sei, angesichts der durch das SARS-CoV-2-Virus verursachten erheblichen

Gefahren filr Leib und Leben den Gesundheitsschutz und die medizinische Versor-

gung der Gefangenen zu gewährleisten und diese sowie 
"die Gesellschaft mdglichst

umfassend" gegen das Mrus zu impfen. Die Vorstellungen der Betroffenen und der

Senatsvenualtung gingen derart auseinander, dass eine vertrauensvolle und kon-

struktive Zusammenarbeit, die ein Mindestmaß an Übereinstimmung vorausseEe,

nicht mehr möglich sei. Den Schutzbereich der Meinungsfreiheit erachtete die Se-

natsverwaltung als nicit bertihrt; die Betroffene sei nicht gehindert, ihre Meinung wei-

. terhin kundzutun. Wegen der weiteren Einzelheiten nimmt der Senat auf den lnhalt

des Beschekles Bezug, wie er in dem Beschluss des Landgerichts Berlin - Strafvoll-

streckungskammer - vom 3. Februar 2022 (auszugsweise) wiedergegeben ist.

2. Auf den gegen ihre Abberufung gerichteten Antrag der Betroffenen auf gerichtliche

Entscheidung (§ 109 Abs. 1 Satz 1 StVollzG) hat das Landgericht Berlin - Stratuoll-

streckungskammer - mit dem angefochtenen Beschluss, auf dessen Gründe der Se-

. nat ebenfalls ven^,eist, den Bescheid der Senatsverwaltung aufgehoben, Bei dem

,Tatbestandsmerkmal. des wichtigen Grundes im Sinne von Nummer 7 Abs. 2 W
StVollzG 8ln handele es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, welcher einer

umfassenden gerichtlichen Nachprüfung unterliege. Der Grund müsse mit Blick auf

seine Erheblichkeit mit den - durch Nummer 7 Abs. 2 W StVollzG Bln in Bezug ge-

nommenen, hier nicht einschlägigen - Gründen nach Nummer 6 Abs. 3 W StVollzG

Bln vergleichbar sein, wonach eine Bestellung zu Bekatsmitgliedern bei Vollzugsbe-

diensteten sowie im Falle einer durch Tatsachen begründeten Missbrauchsgefahr

ausgeschlossen sei. Danach komme es darauf an, ob nach einer wertenden Abwä-

gung der beiderseitigen lnteressen unter Berücksichtigung aller Umstände des Ein-
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zelfalls einer weiteren Zusammenarbeit aus Sicht eines verständigen Betrachters die

Grundlage enEogen sei. Dies sei hier nicht der Fall. Der Betroffenen liege keine Ver-

leEung ihrer Pflicht zur zuverlässigen und ordlungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufga-

ben als Beiratsmitglied zur Last. Ebenso wenig habe sie gegen Schutzrnaßnahmen

zur Eindämmung und Bekämpfung der COVID-19-Pandemie verstoßen. lhre Auße-

rungen hinsichtlich der Corona-Pandemie habe sie als Privatperson außerhalb ihres

Ehrenamtes getätigt. lnsoweit könne von ihr- ähnlich wie bei Beamten oder Ange-

stellten des öffentlichen .Dienstes - nicht das gleiche Maß an Rücksichtnahme ver-

langt werden wie in Aus{ibung ihrer ehrenamtlichen Funktion. Auch Beamten sei es

im Übrigen nicht verwehrt politisch aktiv zu sein, unabhängig davon, ob sie dabei mit

der Auffassung der jeweiligen Regierung äbereinstimmten oder ihr widersprächen.

F0r ehrenamtlich Tätige, wie die Mitglieder des Berliner Vollzugsbeirats, könnten kei-

ne strengeren Vorgaben gelten. Einen Bezug zum (Berliner) Strafuollzug habe die

Betrofiene mit ihren Außerungen nicht hergestellt. Sie habe auch keine herausgeho-

bene Position oder Funktion innerhalb der Arzteschaft und Medizin inne, die ihren

Aussagen besonderes Gewicht hätte verleihen können. Gegen versammlungsrechtli-

che Bestimmungen oder Anordnungen habe sie in keiner Weise verstoßen. Es sei

auch weder vorgebracht noch sonst ersichtlich, dass die Aussagen - so wenig sie

nachvollziehbar sein möchten - selbst rechtswidrig gewesen seien. Eine gesteigerte

Öffentlichkeitswirkung sei nicht festzustellen; die Außerungen vom 18. Juli 2020 sei-

en ilber ein Jahr lang ohne Reaktion seitens der Vollzugsbehörden geblieben. Der

Vorstand des Berliner Vollzugsbeirats habe sich gegen eine Abberufung der Be-

troffenen ausgesprochen. ln den Jahren 2020 und 2021 habe sich der Beirat mehr-

fach mit dem Thema 
"Corona' 

befasst; es sei daher nicht erkennbar, dass im Beirat

insoweit derart gravierende Divergenzen beständen, die eine vertrauensvolle Zu-

sammenarbeit unmöglich machen wirrden. Die Betroffene sei außerdem bereits seit

dem Jahr 2005 Mitglied des Berliner Vollzugsbeirats, wobei ihre Amtszeit durchweg

verlängert worden sei; die verbleibende Amtszeit bis zum Oktober 2023 sei ver-

gleichsweise kuz, so dass die Fortführung des Ehrenamtes den Vollzugsbehörden

zumutbar sei.
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3. Gegen diesen - ihr am 10. Februar 2022 zugestellten - Beschluss wendet sich die

Senatsven/valtung mit ihrer am 16. Februar 2022 bei dem Landgericht eingegange-

nen Rechtsbeschwerde, welche sie mit einem Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz.

verbunden hat. Sie begehrt die Aufhebung des angefochtenen Beschlusses und die

Zurückweisung des Antrags der B€troffenen auf gerichtliche Entscheidung, hilfswdise

die Zurückvenveisung der Sache an die Strafoollstreckungskammer zur erneuten

Entscheidung. Sie rügt eine Verletzung formellen und materiellen Rechts und macht

insbesondere geltend, die Strafuollstreckungskammer habe für sich eine zu weitge-

hende Prüfungskompetenz in Anspruch genommen. Sie verkenne, dass die Abberu-

fung eines Beiratsmitglieds nach den gesetzlichen Vorschriften der §§ 112 Abs. 3,

111 Abs. 6 StVollzG Bln ohne talbeslandliche Einschränkung in das Ermessen der

flir Justiz zuständigen Senatsverwaltung gestellt sei. Erst nach Nummer 17 SaE 1

i. V. m. Nummer 7 Abs. 2 W StVollzG Bln sei insoweit ein wichliger Grund erforder-

lich. Es sei daher allein Aufgabe der Senatsverwaltung, diesen unbestimmten

Rechtsbegriff auszufüllen; dessen Handhabung unierliege lediglich einer einge-

schrähkten gerichtliöhen Kontrolle im Sinne des § 115 Abs. 5 StVollzG. Danäch sei

die Abberufung nicht zu beanstanden. Mangels vergleichbarer Fälle sei die Senats-

verwaltung bisher nicht durch eine Verwaltungspraxis gebunden- lhr Ermessen habe

sie fehlerfrei ausgetibt. Die Abberufung sei auch verhältnismäßig. Die angefochtene

Entscheidung verlebe das Recht der Senatsverwaltung auf rechtliches Gehör, weil

sie sich mit deren rechtlichem Voöringen zum Überprüfungsmaßstab nicht ausei-

nanderseEe. Die Strafuollstreckungskammer sei außerdem ihrer Sachaufklärungs-

pflicht nicht hinreichend nachgekommen, indem sie eine gesteigerte Öffentlichkeits-

wirksamkeit der Videoaufnahmen sowie Divergenzen innerhalb des Berliner Voll-

zugsbeirats ohne weitere Nachforschungen verneint habe. Durch die Außerungen

der Betroffenen sei der,,böse Schein" entstanden, dass sie vom Lager der soge-

nannten ,Querdenker'' beraten werde oder diesem zuzurechnen sei und über ihre

ehrenamtliche Tätigkeit Einfluss auf Entscheidungen der Senatsverwaltung nehmen

könne. Das Vertrauensverhältnis zu ihr sei zerrüttet. lhr Ehrenamt als Beiratsmitglied

falle nicht in den SchuEbereich eines speäfischen Grundrechts. Wegen der weiteren

Einzelheiten nimmt der Senat auf den lnhalt der Rechtsbeschwerde Bezug.
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lm Verfahren vor dem Senat hat die Beschwerdeführerin mit Schreiben vom 17. Mäz

2022, auf dessen lnhalt ebenfalls venriesen wird, ihren Vorfag ergänzt und ve.tien.

Sie hat insbesondere ausgeführt, Art. 5 Abs. 1 Satr 1 GG seEe ihr bei der Ermes-
'sensaustrbung keine Grenzen. Es handele sich bei den in Rede stehenden Auße-

rungen .[m Wesentlichen um nicht dem Schutrbereich der Meinungsfreiheit unterfal-

.lende, 
naclrweislich falsche Tatsachenbehauptungen. Wolle man dennoch von einem

Eingrifi in die Meinungsfreiheit ausgehen, so sei dieser jedenlalls gerechüettigt Für

eine seriöse Beratung der Senatsvenrraltung gerade in medilnischen Fragen durch

die Betrofiene als ärzitiches Beiratsmitglied fehle es nach den wissenschaftlich nicht

haltbaren Außerungen an der erforderlichen Vertrauensgrundlage. Die Abberufung

widerspreche auch nicht der geseElichen Konzeption des Berliner Vollzugsbeirats.

Diesem komme lediglich eine Beratungs- und lnformationsfunktion zu, und er fungie-

re als Bindeglied zur Öffentlichkeit. Eine Kontrollfunktion übe er nicht aus. Eine sol-

che könne nach der Verfassung von Berlin auch nicht durch Ehrenamtliche wahrge-

nomrnen werden, welche die Verwaltung im Ermessenswege selbst bestimrne.

Wenngleich nach der Konzeption des Gesetzes ein - auch streitiger - Diskurs zwi-

schen Bekat und Aufsichtsbehörde vorgesehen sei, seEe dies ein grundlegendes

Vertrauen der Außichtsbehörde in die Beiräte voraus. Hieran fbhle es in Bezug auf

die Betroffene, nachdem diese sich in der wesentlichen vollzuglichen Frage des Ge-

sundheitsschutzes der lnhaftierten und Bediensteten in der Pandemie öffentlich mit

falschen Tatsachenbehauptungen geäußert habe. Eine qualitative Diskussion sei auf

dieser Grundlage nicht mehr möglich. Der Dissens habe sich auch auf die Zusam-

menarbeit ausgewiftt; denn die SenatsveMaltung habe sich seit Bekanntwerden der

. Außerungen in infektionsschutrrechtlichen oder medilnischen Fragen nicht mehr

durch die Betroffene beraten lassen. Der Vertrauensverlust gegenüber der Betroffe.

nen kÖnne sich generell auf die Zusammenarbeit mit dem gesamten Beirat auswir-

ken - dies komme auch in den venirraltungsrechtlichen Befangenheitsvorschriften für

Ausschüsse (§ 20 Abs.4 Sab.4 i. V. m. § 21 Abs. 2 VwVfG) zum Ausdruck. Der

Nachweis einer konkreten Beeinträchtigung sei weder erforderlich noch tatsächlich

möglich. Wie erstinstanzlich vorgetragen, sei die Zusammenarbeit mit der Bekoffe-

nen zudem auch im Übrigen nicht beanstandungsfrei verlaufen.
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4. Mit Beschluss vom 1. Mäz 2A22, auf dessen Gründe Bezug genommen wkd, hat

der Senat den Antrag der Beschwerdeführerin auf Außervollzugsetzufig des Be-

schlusses der Strafuollstreckungskammer vom 3. Februar 2022 abgelehnt.

il.

Die statthafte (§ 116 Abs. 1 StVollzG) Rechtsbeschwerde der Senatsveualtung ist

fristgerecht (§ 1 18 Abs. 1 SaE 1 StVollzG) und in der gebotenen Schriftform (vgl.

dazu etwa Senat, Beschluss vom 1. November 2019 - 5 Ws 178-1{9119 Vollz -) er-

hoben worden.

1. Sie ist nicht deshalb unzulässig, weil es - was der Senat im Rechtsbeschwerde-

verfahren von Amts wegen zu überprüfen hat (st. Rspr.; vgl. nur Senat, Beschluss

vom 1. Oktober 201S - 5 Ws 168/19 Vollz -, juris Rn. 8, m. w. Nachw.) - an einem

zulässigen Antrag auf gerichtliche Entscheidung fehlte. Gegenstand eines solchen

Antrags kann nur eine Maßnahme zur Regelung einzelner Angelegenheiten auf dem

Gebiet des Strafuollzuges oder des Vollzuges freiheitsentziehender Maßregeln der

Besserung und Sicherung sein (§ 109 Abs. 1 Satz 1 StVollzG). Um eine solche han-

delt es sich bei der Abberufung der Bekoffenen als Mitglied des Berliner Vollzugsbei-

rats. Deren Tätigkeit ist ihrem Wesen nacfr dem Stratvollzug zuzuordnen, so dass

dasselbe für den konstitutiven Akt der R0cknahme ihrer Berufung gih (vgl. VG Berlin,

Urteil vom 5. Mäz 1980 - 1 A 361.79 -, jriris Rn. 18; s. auch Engelstätter, BeckOK

StVollzG 20. Edition, § 162 Rn. 2 [ew. entsprechend für Anstaltsbekäte]). Die Se-

natsverwahung als Aufsichtsbehörde ist in diesem Falle als "Vollzugsbehörde" im

Sinne von § 110, § 1 11 Abs. 1 Nr. 2 StVoltzG tätig geworden, indem sie einen EinzeL

fall abschließend mit Außenwirkung geregelt hat (vgl. VG Berlin, a. a. O., Rn. '19 f.).

Von der Regelung ist die Anfagstellerin in ihren Rechten als Mitglied des Berliner

Vollzugsbeirats unmittelbar betroffen und damit antragsberechtigt im Sinne des § 109

Abs. 2 StVollzG (vgl. Laubenthal in: Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, StVoltzG

7. Aufl.. § 109 Rn.28).
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2. Die Veriahrensriigen, mit denen die Senatsverwaltung elne VerleEung der Amts-

aufldärungspflicht sowie ihres Rechts auf rechtliches Gehör geltend macht, sind nicht

in zulässiger Weise erhoben, weil sie nicht den Anforderungen des § 118 Abs. 2

Satz 2 StVollzG genügen.

a) Bei einer Verfahrensrüge m0ssen die den Mangel enthaltenden Tatsachen so

vollständig angegeben werden, dass das Rechtsbeschwerdegericht allein anhand

der Beschwerdebegründung - ohne Rückgriff auf die AKen oder sonslige Unterla-

gen - pürfen kann, ob ein Verfahrensfehler vorliegt, wenn die behaupteten Tatsa-

chen zutreffen (st. Rspr.; vgl" nur Senat, Beschluss vom 10. Mäz 2017 - 5 Ws 51/17

Vollz -, juris Rn. 1 1, m. w. Nachw.). Eine zulässige Aufklärungsrilge setzt - verfas-

sungsrechtlich unbedenklich (vgl. BVerfG, Beschluss vom 18. Mäz 2015 - 2 BvR

1 1 1 1/13 -, juris Rn. 24) - regelmäßig voraus, dass der Beschwerdeführer bestimmte

Tatsachen, deren Aufklärung das Gericht unterlassen hat, sowie die Beweismittel,

deren sich dbr Tatrichter hätte bedienen sollen, benennt; ferner bedarf es der Darle-

gung, welche Umstände das Gericht zu der vermissten Beweiserhebung hätten

drängen müssen und welches Ergebnis von der unte,bliebenen Beweiserhebung zu

emarten gewesen wäre (st. Rspr., vgl. etwa Senat, Beschlilsse vom 27. Mai 2019

- 5 Ws 186/1E Vollz-, juris Rn. 10, und vom 10. Mäz?Afi, a. a. O., juris Rn. 14,

jew. m. w. Nachw.).

b) Soweit die Beschwerdeführerin - wenngleich im Rahmen ihrer Ausführungen zur

Sachrüge - beanstandet, die Strafuollstreckungskammer sei hinsichtlich der Öffent-

lichkeitswirksamkeit der Mdeoaufnahmen und moglicher Divergenzen innerhalb des

Berliner Vollzugsbeiräts ihrer Sachaufl<lärungspflicht nicht nachgekommen, erhebt

sie der Sache nach eine Verfahrensrüge, mit welcher sie eine VerleEung der Aufl(lä-

rungspflicht moniert. Jedoch wird das Rügevorbringen den vorstehend genannten

Anforderungen nicht gerecht.

Hinsichtlich des Vorbringens der Beschwerdefrlhredn, sie habe mit Schriftsatz vom

10. Januar 2022 erklärt, die fragliche Videoaufnahme der Veranstaltung vom 28. Mai

2021 sei im lnternet ohne Zugangshindernisse abrufbar, habe 211 "Likes" 
(Zustim-
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mungen von NuEern) erhalten, sei 21 Mal kommentiert und 84 Mal geteitt worden,

hat die Strafuollstreckungskammer diese Tatsachen ihrem Beschluss zugrunde ge-

legt und - gut nachvollziehbar - dahingehend bewertet, eine ,gesteigerte Öffentlich-

keitswirkung' der Außerungen sei nicht feststellbar. Welche Tatsachen sie insoweit

darüber hinaus hätte aufldären und welcher Beweismittel sie sich dazu hätte bedie-

nen sollen, teilt die Beschwerdeführerin nicht mit und ist auch sonst nicht erkennbar.

Soweit die Beschwerdefilhrerin geltend macht, die ,Facebook"-Seite. auf welcher das

Mdeo hochgeladen worden sei, sei von 12.825 Personen abonniert worden, geht aus

dem Rtigevorbringen nicht hervor, dass sie diesen Umstand im Verfahren vor der

ätrafvollstreckungskammer - etwa in dem genannten SchriflsaE - vorgetragen hat

und dass die Kammer von diesem daher überhaupt Kenntnis hatte. Ohne eine solche

Kenntnis lagen weitere Ermittlungen zur Verbreitung des Mdeos - zumal auf der

Grundlage der vorstehend genannten, vergleichsweise niedrigen Zahlen - keinesfalls

nahe. Dahinstehen kann daher, dass auch bei einem Abonnentenkreis in dem ge-

nannten Umfang ohne Rechtsfehler wohl noch vom Fehlen einer .gesteigerte(n) Öf-

fentlichkeitswirkung" ausgegangen werden dürfte.

Mit dem Vorbringen, die Strafuollstreckungskammer hätte ohne weitere Nachfor-

schungen nicht zu dem Schluss gelangen dürfen, innerhalb des Berliner Vollzugsbei-

rats seien keine derart gravierenden Divergenzen erkennbar, dass deshalb eine ver-

trauensvolle Zusammenarbeit unmöglich sei, zeigt diä Beschwerdeführerin ebenfalls

keinen Aufklärungsmangel auf. Entgegen dem Rügevortrag stützt sich der Beschluss

insoweit nicht (allein) auf die Stellungnahme des Vorstandes des Berliner Vollzugs-

beirats, in welcher sich dieser gegen eine Abberufung der Betroffenen ausgespro-

chen hat, sondern auf allgemein zugängliche SiEungsunterlagen, die der Beirat im

lnternet veröffentlicht und ausweislich derer er sich in den Jahren 2020 und 2421

mehrfach mit dem Thema "Corona' befasst hat. Angesichts dessen lässt sich nicht

feststellen, dass die Kammer zur Begründung ihrer Annahme noch weitergehqndEr

Belege bedurft hätte. Darüber hinaus ist dem Rügevorbringen auch nicht zu entneh-

men, welcher Beweismittel sich die Kammer hätte bedienen sollen und was die Be-

weiserhebung ergeben hätte.
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c) Auch ein mdglicher Versloß gegen das Recht auf rechtliches Gehör ist nicht in ei-

ner den Anforderungen nach § 1 '18 Abs. 2 SaE 2 StVollzG genügenden Weise dar-

getan.

aa) Oer Anspruch auf rechtliches Gehör ist verletzt, wenn dem Antragsteller nicht die

Möglichkeit eingeräumt worden ist, sich zu allen entscheidungserheblichen und ihm

nachteiligen Tatsachen und Beweisergebnissen zu äußem, oder wenn das Gericht

zum Nachteil des Antragstellers zu berücksichtigendes Vorbringen übergangen hat

(st. Rspr., vgl. nur Senat, Beschluss vom 21. September 2020 - 5 Ws 115/19 Vollz -,
juris Rn. 26, m. w. Nachw.). Dabei muss das Gericht zwar nicfit jedes Vorbringen der

Beteiligten in den Gründen seiner Entscheidung ausdrücklich enivähnen; es muss

aber die Ausftihrungen der Verfahrensbeteiligten zur Kenntnis nehmen und in Enarä-

gung ziehen (Senat, a. a. O., m. w. Nachw.).

bb) Ein möglicher Verstoß gegen diese Vorgaben ergibt sich aus dem Rügevorbrin-

gen nicht. Zwar weist die Beschwerdeftihrerin zutreffend darauf hin, dass die §traf-

vollstreckungskammer bei der Überprüfung der Abberufung der Betroffenen als Mit-

gtied des Berliner Vollzugsbeirats nicht lediglich die gesetzlichen Vorschriften der

§§ 1 12 Abs. 3, 11 1 Abs. 6 StVollzG Bln herangezogen hat, wonach die Abberufung

keinen ausdr0cklichen tatbestandlichen Vorgaben unterworfen ist, sondern dass sie

das (erst) in Nummer 17 Satr 1 i. V. m. Nummer 7 Abs. 2 W StVollzG Bln enthalte-

ne Merkmal des ,wichtigen Grundes' im Sinne eines Tatbestandsmerkmals ausge-

legt und dieses einer vollständigen gerichtlichen Nachprüfung untezogen hat. Damit

hat die Kammer jedoch nicht in einer einen Gehörsverstoß begründenden Weise das

Vorbringen der Senatsverualtung 0bergangen, sondem ist lediglich deren Rechtsauf-

fassung nicht gefolgt, wonach den Venirraltungsvorschriften allein unter dem Aspekt

einer möglichen Ermessenslenkung Bedeutung zukomme. Zwar kann es eine Ge-

hörsverletrung indizieren, wenn ein Gericht auf den wesentlichen Kern des Tatsa-

chenvortrags einer Partei zu einer Frage, die für das Verfahren von zentraler Bedeu-

tung ist, in den Entscheidungsgründen nicht eingeht (vgl. etwa BVerfG, Beschluss

vom 14. Dezember 20'17 -2BuR 1872117 -, juris Rn. 29). Hier hat die Stratuollstre-

ckungskammer jedoch ausdrücklich begründet, weshalb sie sich nicht auf eine Über-
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prüfung der behördlichen Ermessensausübung beschränkt sehe, sondern zu einer

umfassenden Nachprüfung berufen sei, ob fiir die Abberufung der Betrofienen ein

wichtiger Grund bestand. Dass sie diese Frage unter expliziter Ablehnung der Ge-

genauffassung der Senatsvemaltung in dem leEtgenannten Sinne entschieden hät,

mag unter materiell-rechtlichen Gesichtspunkten einen Rechtsfehler begründen (vgl.

dazu unten 3.c)); das rechtliche Gehör verletzt das Vorgehen hiogegen nicht-

3. Mit der Sachrugä UteiUt die Rechtsbeschwerde ebenfalls ohne Erfolg. Zwar erfällt

sie insoweit die besondere ZulässigkeitsvorausseEung des § 116 Abs. 1 erste Alt.

StVollzG; denn es ist geboten, die Nachprüfung der angefochtenen Entscheidung zur

Fortbildung des Rechts zu ermöglichen. Jedoch ist die Rüge nicht begrundet.

Die Rechtsbeschwerde wirft die bislang durch das Kammergericht noch nicht geklär-

ten Fragen auf, an wetchen Maßgaben sich die Abberufung eines Mitglieds des Ber-

liner Vollzugsbeirats nach den geseElichen Vorschriften der §§ 1 12 Abs. 3, 1 11

Abs. 6 StVollzG Bln auszurichten hat und welche. Bedeutung dabei der Regelung in

Nummer 17 SaE 1 i. V. m. Nummer 7 Abs. 2 W StVollzG Bln zukommt- Der Klärung

bedarf außerdem, welcher Maßstab bei der gerichtlichen Überprofung dieser Ent-

scheidung anzulegen ist. '

. a) Zur Fortbildung des Rechts ist eine Rechtsbeschwerde zulässig, wenn der Einzel-

fall Anlass gibt, LeitsäEe für die Auslegung geseElicher Vorschriften des materiellen

oder formellen Rechts aufzustellen oder Gesetzeslücken rechtsschöpferisch auszu-

füllen (vgl. etwa Senat, Beschluss vom 1. Oktober 201|9, a. a. 0., Rn. 25, m. w.

Nachw.). Die materiell-rechtlichen Vorschriften des StrafvollzugsgeseEes des Bun-

des (StVollzG) sind durch das am 1. OKober 2016 in Kraft getretene Gesetz trber

den Vollzug der Freiheitsskafe in Berlin (StVollzG Bln) ersetzt worderi. Aufgrund die-

ser neuen Rechtsgrundlage für den Strafvollzug im Land Berlin bedarf es im Einzel-

fall der Entscheidung, wie die jeweils anzuwendenden materiell-rechtlichen Vorschrif-

ten auszulegen sind, sofern und soweit das Kammergericht dazu noch keine Ent.

scheidung getroffen hat (Senat, a. a. O.). Dies ist h'rer der Fall.
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b) lnsoweit gilt Folgendes:

aa) (1) Nach seiner geseElichen Konzeption wirkt der Berliner Vollzugsbeirat als

Dachvertretung für die Öffentlichkeit analysierend und beratend bei der Planung und

Entwicklung des gesamten Berliner Vollzugs mit (§ 112 Abs. 't Satz 1 StVollzG Bln;

Abgeordnetenhaus Berlin [AbgH Bln], Drs. 17t2442. S. 27; vgl. auch Nr. 15 Abs. 1

SaE 1 W StVollzG Bln). Er erörtert mit der Aufsichtsbehörde seine Anregungen und

Verbesserungsvorschläge in grundlegenden Angelegenheiten (§ 1 '12 Abs. 1 Satr 2

StVoltzG Bln; vgl. auch Nr. 15 Abs. 1 SaE 2 W StVollzG Bln). Zur Förderung einer

verlrauensvollen Zusammenaöeit informieren sich der Bediner Vollzugsbeirat und

die Aufsichtsbehörde in regelmäßigen Abständen gegenseitig (§ 112 Abs. 1 Satz 3

StVollzG Bln: vgl. auch Nr. 15 Abs. 2 W StVollzG Bln). Hiermit korrespondiert eine

Vepflichtung der Beiratsmitglieder zur Verschwiegenheit (§ 1 12 Abs. 3 i. V. m. § 1 1 I
Abs. 5 StVollzG Bln). We die Mitglieder der Anstaltsbeiräte sind die Mitglieder des

Berliner Vollzugsbeirats nach der Vorstellung des GeseEgebers in ihrem Auftrag von

den Anstalten und der Aufsichtsbehörde unabhängig (AbgH Bln, a. a. O.).

(2) Als Repräsentanten der Öfientlichkeit kommt den Beiräten und ihren Mitgliedern

(unter anderem) eine Konkoltfunktion zu (vgl. dazu, auch zur historischen Entwick-

lung, OLG FranKurt, Beschluss vom 10, Juli 1978 - 3 Ws 276118 StVollz -, NJW

1978, 2351,2352, fürAnstaltsbeiräte nach dem StvollzG; Graebsch in: FeesU

Lesting/Lindemann, StVollzG 8. Aufl., Teil ll § 103 LandesR Rn. 3 f., m. w. Nachw.).

Wie fiir die Anstaltsbeiräte gilt dies erst recht für den Berliner Vollzugsbeirat als mit

vergleichbaren Rechten ausgestattete Dachorganisation.

(a) lnsoweit ist allerdings - auch mit Blick auf die entsprechenden Ausführungen der

Beschwerdeführerin - zunächst klarzustellen, dass hiermit keine Form einer Rechts-

oder Fachaufsicht gegenäber den Anstalten oder gar der Aufsichtsbehörde gemeint

ist (vgl. Arloth in: ArlothlKrä, StValzG 5. Aufl., § 163 StVollzG Rn. 2; Laubenthal in:

LaubenthaUNestler/NeubacherA/enel, StVollzG 12. Aufl., Abschnift N Rn. 63). Eben-

sowenig soll der Beirat neben die parlamentarische oder gerichtliche Kontrolle des

Strafuollzugs treten. Hierftlr ist er bereits nicht mit den erforderlichen Abhilfe- und
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Entscheidungskompetenzen ausgestattet (vgl. OLG Frankfurt, a. a. O.; Graebsch,

a. a. O., Rn. 3). Eine de.art verslandene Kontrolle von Verwaltungsbehörden - zumal

durch ein von der Venraltung selbst bestimmtes, ehrenamtlich tätiges Gremium -
wäre außerdem schwerlich mit dem Demokratieprinzip vereinbar, welches flir die

Ausübung von Staatsgewalt jedenfalls vedangt, dass bei Entscheidungen von Be-

deutung für die Erfüllung des Amtsauftrages die Letztentscheidung eines dem Par-

lament verantwortlichen Venaaltungsträgers gesichert ist (vgl. gru ndlegend BVerfG,

Beschluss vom 24. Mai 1995 - 2 BvF 1/92 - [BVerfGE 93, 37 fi.], juris Rn. 144, für

die Betelligung von Personalvertretungen).

(b) Der Gehalt der Kontrollfunktion bestimmt sich vielmehr aus dem Blickwinkel der

Konzeption der Beiräte, wie sie in der gesetzlichen Regelung ihrer Aufgaben und

Befugnisse Niederschlag gefunden hat. Die Kontrollfunktion besteht demnach vor-

nehmlich in der Aufgabe, eventuelle Missstände im Vollzug aufzudecken und -wie in

§ 112 Abs. 1 SaL 2 StVollzG Bln ausdrücklich niedergelegt - Verbesserungsmög-

lichkeiten aufzuzeigen (vgl. OtG Franldurt, a. a. O., m. w. Nachw.; Arloth, a. a. O.,

sieht die Kontrollfunktion daher auch als eine.Art Beratungsfunklion'). Die so ver-

standene Kontrollfunktion spiegelt sich insbesondere darin wider, dass die Beirats-

mitglieder befugt sind, die Anstalten zu bes'chtigen, sie ohne Begleitung durch Be-

dienstete zu begehen und die Gefangenen in ihren Hafträumen aulzusuchen (§ 112

Abs. 3 i. V. m. § 1 11 Abs. 4 StVollzG Bln und damit korrespondierend § 39 Abs. 1

Satz 1 Nr. 18 i. V. m. Abs.4 StVollzG Bln; vgl. dazu auch Knauer, KJ 2017, S. 207,

218). Denn nur bei einer ins Einzelne gehenden Kenntnis vom Vollzugsgeschehen

können sie ihrer Aufgabe gerecht werden, in Wahmehmung des öffentlichen lnteres-

ses nachzupräfen, ob die Vollzugsbehörden ihren geselzlichen Veryflichtungen bei

der Verfolgung des Vollzugsziels gerecht werden (vgl. Graebsch, a. a. O.), und ge-

gebenenfalls auf Abhilfe hinzuwirken.

(3) ln der Gesamtschau bewegt sich die Aufgabenwahrnehmung des Berliner Voll-

zugsbeirats und seiner Mitglieder danach in einem Spannungsfeld a,vischen einer

vertrauensvollen Zusammenarbeit im Rahmen eines konstruktiven Austauschs mil

der Auhichtsbehörde (vgl. AbgH Bln, a. a. O.) und der Notwendigkeit, eine kritische
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Distanz zu dieser und zu den Anstalten zu wahren (vgl. Knauer, a. a. O., S. 220).

Unterschiedliche Auffassungen gerade auch tiüer grundsätzliche Fragdn der Voll-

zugsgestaltung - wie etwa der medizinischen Versorgung der Gefangenen und des

SchuEes vor lnfeKionskrankheiten - hat der Gesekgeber dabei nicht nur in Kauf

genommen, sondern gleichsam zu einem Prinzip der Zusammenarbeit erhoben. Die

vom GeseE vorgesehene Erörlerung von Anregungen und Verbesserungsvorsch[ä-

gen in grundlegenden Vollzugsangelegenheiten (§ 112 Abs. 1 Satz 2 StVollzG Bln)

setzt notwendig das Vorhandensein und die Diskussion verschiedener Sichtweisen.

voraus. lndem der Gesetzgeber den Berliner Vollzugsbeirat als "multidisziplinäres
Gremium' etabliert hat, in welchem 

"die 
Melschichtigkeit der Betrachtung, Bewertung

und Beratung'zum Tragen kommen soll (AbgH Bln, a. a. O.), hat er zudem dafiir

Sorge getragen, dass die Blickwinkel verschiedener Fachrichtungen in den - auch

streitigen - Diskurs einfließen können. Gerade von der Erörterung voneinander ab-

weichender und gegebenenfalls auch gegensätzlicher Sichtweisen und Auffassun-

gen verspricht sich der Gesetzgeber damit eine qualitative Verbesserung der Ver-

hältnisse im Vollzug.

(4) Die Rolle der Mitglieder des Vollzugsbeirats hat der Gesetzgeber als öffentlich-

rechtliches Ehrenamt ausgestaltet, mit welchem bestimmte Befugnisse und Pflichten

verbunden sind. Das Amt verleiht dem Beiratsmitglied - auch im lnteresse der Stabi-

lität des Beirals als in bestimmter Weise personell zusammengesetztes Gremium -
eine eigenständige Rechtsposition (vgl. OLG Stuttgart, Beschluss vom 3. Februar

1986 - 4 Ws 21186 *, NSIZ 1986, 382 f., zur Unanfechtbarkeit der einmal vollzoge-

nen Bestellung eines Anstaltsbeirats durch einen nicht berücksichtigten Mitbewer-

beri. Diese Rechtsposition, die über die Summe der dem Mitglied zustehenden Ein-

zelrechte hinausgeht, kommt nicht zuletä darin zum Ausdruck, dass das Mitglied mit

den im Strafoollzugsgesetz vorgesehenen Rechtsbehelfen nicht nur diese einzelnen

Rechte individuell geltend machän (vgl. Arloth, a. a. O., § 164 StVollzG Rn.2), son-

dern sich auch gegen seine Abberufung zur Wehr seEen kann (vgl. bereits oben 1.

zur Antragsbefugnis). Die so gewähdeistete Stabilität des Beirats sichert dessen

FunktionsfähQkeit auch gegenüber der Venrraltung ab. Könnte diese (missliebige)

Beiratsmitglieder jedezeit nach Belieben entfemen, so liefe dies deren Aufgabe, als
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von den Anstalten und der Auf§ich§behörde unabhängige Vertreter der öffentlichkeii

(auch) möglichen Missständen oder Fehlentwicklungen im Vollzug nachzugehen und

auf deren Beseitigung hinzuwirken, in einer vom Gesetzgeber ersichtlich nichl inten-

dierten Weise zuwider.

bb) Diese gesetzliche Konzeption hat auch Berücksichtigung zu linden, soweit es um

die Abberufung von Mitgliedem des Berliner Vollzugsbeirats geht.

(1) Das Gesetz'knüpfi diese tatbestandlich nicht an konkrete Voraussetzungen, son-

dem bestimmt lediglich, dass die Aufsichtsbehörde die Berufung, Amtszeit, Zusam-

mensetzurg, Sitzungsgelder und Abberufung der ehrenamtlichen Beiiatsmiiglieder

regelt (§ 112 Abs. 3 in Verbindung mit § 1 1 1 Abs. 6 §tVollzG Bln: krit. insoweit

Graebsch, a. a. O., Rn. 20, auch zu den Regelungen in anderen Bundesländem). Auf

dieser Grundlage ist in Nummer 7 Abs. 2 Satz 1 (in Verbindung mit Nummer 17

Satz 1) W §tVollzG Bln bestimmt, dass die ftir Justiz zuständige Senatsvenraltung

Beiratsmitglieder,,aus wichtigem Grund' abberufen ,kann", womit der Verwaltung ein

Ermessen eröffnet wird. Konkretisierend isi weiter ausgeführt, dals als wichtige

Gründe namentlich die in Nummer6 Abs.3 W §tVollzG Bln genannten in Betracht

kommen, wonach - neben Vollzugsbediensteten - auch Personen nicht zu Beirats-

mitgliedern zu berufen sind, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass

die Beiratstätigkeit zu anderen als den im Gesetz genannten Zwecken missbraucht

werden könnte.

(2) Für die gerichtliche Nachprirfung von Abberufungsentscheidungen bedeutet dies:

(a) Aus der Vorschrift des § 1 12 Abs. 3 iin Verbindung mit § 111 Abs. 6) StVollzG Bln

geht hervor, dass der GeseEgeber eine Abberufung von Mitgliedern des Berliner

Vollzugsbeirats jedenfalls elmöglichen wollie und dass er der Aufsichtsbehörde die

Aufgabe übertragen hat, hiezu eine Regelung zu treffen. Die auf dieser Basis erlas-

senen Verwaltungsvorschriften, welche eine Abberufung unter der Voraussekung

eines "wichtigen 
Grundes" und unter Einräumung eines Ermessensspielraums eröfi-

nen, unterliegen keiner eigenständigen gerichtlichen Auslegung, wie dies bei Geset-
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zen oder Rechtsverordnungen der Fall ist, sondern wirken sich im Einzelfall lediglich

ermessenslenkend aus; entscheidend ist dabei, wie die Behörde die Verwaltungs-

vorschrift im maßgeblichen Zeitpunkt in ständiger Praxis gehandhabt hat und in weL

chem Umfang sie infolgedessen durch den Gleichheitssatz gebunden ist (vgl.

BVen.trG, Urteil vom 17. Januar 1996 - 1 1 C 5/95 -, juris Rn. 21; BGH, Urteil vom

23. April 2021 -V ZR 147119 -,juris Rn. 17; KG, Bescirllsse vom '16. Juli 2012

- 4 VAs 34/12 -, juris Rn. 9, und vom 3. Juni 2011 - I U 173/10 -, juris Rä. 10; Ar-

loth, a. a. O., § 115 Rn. 14; Bachmann in: Laubenthal/Nestler/NeubacherA/errel,

a. a. O., Abschnitt P Rn. 83; §paniol in: Feesylesting/Undemann, a. a. o., Teil lV

§ 115 StvollzG Rn. 46; jew. m. w. Nachw.). Für eine Selbstbindung dahingeherd,

dass hinsichllich möglicher Abberufungsgründe eine ständige Praxis etabliert wäre,

von welcher unter Gleichbehandlungsgesichtspunkten - jedenfalls zum Nachteil der

Befroffenen (vgl. Spaniol, a. a. O.) - nicht abgewichen werden dürfte, ist hier indes

nichts ersichtlich, nachdem die Strafoollstreckungskammer eine solche Praxis nicht

festgestellt und die Beschwerdeführerin die Existenz von Präzedenzfällen vemeint

hat. Ob die Senatsvemaltung zutreffend vom Vorhandensein eines wichtigen Grun-

des ausgegangen ist und ob der herangezogene Grund in seinem Gewicht etwa mit

den in Nummer 6 Abs. 3 W StVollzG Bln genannten Gründen vergleichbar ist, ist

einer gerichtlichen Nachpri.rfung hingegen grundsätzlich entzogen.

(b) Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Senatsverualtung über eine Abberufung ei-

nes Beiratsmitglieds im Einzelfall vollständig frei entscheiden könnte. Melmehr ist sie

durch den Erlass der Venraltungsvorschriften zunächst dahingehend {estgelegt,

dass sie sich bei einer Abberufung (überhaupt) auf einen - objeKivierbaren und an

konkrete Tatsachen anknüpfenden - Grund stützen und diesen nachvollziehbar dar-

legen muss. Mit der (Selbst-)Beschränkung auf 
"wichtige' 

Grtinde ist außerdem zum

Ausdruck gebracht, dass eine Gewichtung vorzunehmen und dazutun ist. Als 8e-

zugspunkt kommen dabei mangels näherer Festlegung durch Veruyaltungsvorschrif-

ten oder eine Veruvaltungspraxis sämtliche Aspekte in Betracht, die im Zusammen-

hang mit der Funktionsfähigkeit und der Aufgabenwährnehmung des Vollzuges und

der Beiräte stehen, wie sie im Gesetz geregelt sind.
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Wenngleich sich der Kreis möglicher Abberufungsgründe danach einer abschließen-

den (gerichtlichen) Festlegung enEieht, sind mögliche Anknüpfungspunkte solche in

der Person des Beiratrsmitglieds oder in seinem Verhalten, ersteres etwa bei Über-

nahme eines mit der Funktion unvereinbaren Amtes wie dem eines Justizbedienste-

ten (§ 111 Abs. 1 SaE 3 i. V. m. § 112 Abs.3 StVollzG Bln), oderwenn das Mitglied

aufgrund seiner persönlichen Lebensumstände, wie bei einer weiträumigen Vedage-

rung des Wohnsibes denkbar, für das Ehrenamt nicht mehr zur Verfügung steht (vgl.

dazu auch die für Schöffen geltende Vorschrift des § 52 Abs. 2 Satr I Nf. 1 GVG).

Verhaltensbedingte Gründe können etwa in einem Verstoß gegen die gesetzlichen

Pflichten eines Beiratsmitglieds (insbesondere die Verschwiegenheitspflicht), der

Nichtwahmehmung des Amtes (vgl. Graebsch, a. a. O.) oder dessen Missbrauch

(vgl. Nummer 6 Abs. 3 W StVollzG Bln) liegen, daneben grundsätrlich auch in ei-

nem (schwerwiegenden) Fehlverhalten außerhalb der Wahmehmung des Ehrenam-

tes, wie etwa einer Straftat oder einem sonstigen Verhalteh, das die für eine Zusam-

menarbeit erfotderliche und auch vom Geselzgeber vorausgesetzte Vertrauens-

grundlage entfallen lässt.

(c) Sodann hat die Senatsverualtung bei där Entscheidung über eine Abberufung ein

Ermessen auszuüben. Dieses unterliegt der gerichtlichen Überprüfung daraufhin, ob

die geseizlichen Grenzen des Ermessens überschritten sind oder ob von dem Er-

messen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprecfienden Weise Ge-

brauch gemacht worden ist (§ 115 Abs. 5 StVollzG). Eine Ermessensausübung ist

insbesondere dann fehlerhaft, wenn sie auf einer unrichtigen oder unvollständigen

tatsächlichen Grundlage beruht oder wenn nicht alle fiir die Abwägung relevanten

Aspekte einbezogen werden (vgl. §enat, Beschluss vom 31. Mai 2021 - 5 Ws 64/21

Vollz -, juris Rn. 14, m. w. Nachw.). lst das Ermessen - wie hier - durch Verwal-

tungsvorschriften gelenkt, so erstreckt sich die Nachprüfung der Ermessensent-

scheidung gleichwohl darauf, ob in sie Erwägungen eingeflossen sind, die im Wder-

spruch zu gesetzlichen Regelungen stehen. Eine Venrvaltungsvorschtift kann solche

Bestimmungen - wie dielenigen des StrafuollzugsgeseEes oder höhenangige

Rechtsnormen, insbesondere des Verfassungsrechts - nicht einschränken oder ab-

ändern (vgl..OLG Celle, Beschluss vom 12. Januar 2005 - 1 Ws 416104 (§trVollz) -,
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c) Naah diesen Maßstäben erweist sich die Rechisbeschwerde im Ergebnis als un-

begründet. Zwar hat die §trafoollstreckungskammer den Begriff des ,wichtigen Grun-

des'in Nummer 7 Abs. 2 W StVollzG Bln, aus dem eine Abberufung vcn Beiratsmit-

gliedem erfolgen kann, zu Unrecht wie ein gesetzliches Tatbestandsmerkmal ausge-

tegt. Hiewon ausgehenä hat sie in unzulässiger Weise (vgl. oben b)bb)(2)(a)) im Ein-

zelnen nachgeprüfi, ob die Senatsverwaltung zutreffend vom Vorhandensein eines

wichtigen Grundes ausgegängen ist und ob der herangezogene Grund in seinem

Gewicht mit den in Nummer 6 Abs. 3 W §tVollzG Bln genannten Grtrnden ver-

gleichbar ist und deshalb eine Abberufung rechtfert'rgt. Damit hat sie die Grenzen der

den Gerichten (nur) zustehenden Prülungskompetenz in einer einen Rechtsfehler

begriindenden Weise überschritten. Auf diesem beruht der angefochtene Beschluss

jedoch nicht. Denn die Entscheidung der Senatsveruältung eueist sich aus anderen

Grirnden als rechtswidrig; insbesondere stützt sie sich tragend auf Uqstände, die

aus rechtlichen Gründen nicht hätten herangezogen werden dürfen (vgl. nachfol-

gend cc)). Dies führt - anders als etwa in Fällen, in denen die Ermessensentschei-

dung auf einer unzureichenden Tatsachengrundlage ergangen ist und in denen die

Sache daher an die Behörde zurückzugeben ist - zu dem Befund, dass die Aufhe-

bung des Bescheides im Ergebnis zu Recht erfolgt ist.

juris Rn. 11; OLG Frankfurt, Beschluss vom 29. Juni 1977 - 3 Ws 261f7 -, NJW

1978, 334, 335i; denn alle Ermessensentscheidungen haben sich an den im Gesek

niedergelegten Grundsätzen sow:e an grundrechtlichen Vorgaben zu orientieren

(Spaniol, a. a. O., Rn. 41, 43 sowie § 116 Rn. 14; vgl. dazu auch OLG Frankfurt,

a. a.0., sowie Laubenthal, Strafvollzug 8. Aufl., Kap. 2.5.1" Rn" 42). Ungeachtet.der

Verwaltungsvorschriften bedarf es daher einer am Einzelfall. auszurichtenden und

von der Vollzugsbehörde dazulegenden Ermessensausübung (vgl. OLG Celle,

a. a. O.; Arloth, a. a. O., Rn. 17; Bachmann, a. a, O,, Rn. 84; Euler in: Graf, BeckOK

Skafuollzugsrecht Bund 20. Edition, § 115 Rn. 18). Danach istdie Ermessensent-

scheidung ilber die Abberufung eines Beiratsmitglieds insbesondere dann fehlerhaft

und widerspricht dem Zweck der Ermächtigung, wenn sie der gesetzlichen Konzepti-

on des Berliner Vollzugsbeirats zuwiderläuft oder die Rechtsstellung des Beiratsmit-

glieds nicht hinreichend berücksichtigt.
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aa) Nicht zu beanstanden ist es allerdings, dass sich die Senatsverwaltung in ihrem

Bescheid auf Verhaltensweisen der Betroffenen stützt, die außerhalb der Wahmeh-

mung ihres Ehrenamtes liegen; denn eine dem entgegenstehende Beschränkung der

Abberufungsgründe lässt sich dem Gesetz nicht entnehmen. Bei den der Betroffenen

zur Last gelegten öffentlichen Außerungen im Zusammenhang mit der Corona-

Pandemie im Juli 2020 und im Mai 2021 handelt es sich außerdem um konkrete Tat-

sachen, die als solche nicht in Streit stehen. Soweit die Senatsverwaltung auf dieser

Grundlage iedoch zu dem Schluss gelangt, die für eine konstruktive Zusammenarbeit

erforderliche Vertrauensgrundlage sei entfallen, so dass eine Abberufung der Be-

troffenen als Mitglied des Berliner Vollzugsbeirats gerechtfertigt sei, hält dies einer

rechtlichen Überprüfung nicht stand.

bb) Die Abberufungsentscheidung emeist sich irtsoweit bereits deshalb als ermes-

sensfehlerhaft, weil die Beschwerdeführerin das Grundrecht der Betroffenen auf

Meinungsfreiheit nicht in ihre Abwägung einbezogen hat.

(1) Zieht die Senatsvenaraltung bei der Abberufung als,uichtigen Grund" Außerun-

gen des Beiratsmitglieds heran, so hat sie bei der Ausflillung des ihr eingeräumten

Ermessens Bedeutung und Tragweite des Grundrechts aus At't. 5 Abs. 1 SaE 1 GG

zu berücksichtigen.

(a) Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG gibt iedem das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und

Bild ftei zu äußem und zu verbreiten. Grundrechtlich geschützt sind damit insbeson-

dere Werturteile, also Außerungen, die durch ein Element der Stellungnahme und

des Dafürhaltens gekennzeichnet sind (vgl. BVerfG, Beschluss vom 9. Februar 2022

- 1 BvR 2588nO -, juris Rn. 18). lm Unterschied zu Tatsachenbehauptungen, die an

dem grundrechtlichen SchuE nicht in gleicher Weise teilnehmen (vgl. BVerfG, Be-

ichluss vom 29. Juni 2016 - 1 BvR2732115 -,iuris Rn. 12, m. w. Nachw.), sind Mei-

nungen durch die subjektive Einstellung des sich Außernden zum Gegenstand der

Außerung gekennzeichnet und enthalten sein Urteil über Sachverhalte, ldeen oder

Personen (vgl. etwa BVerfG, Beschlu,ss vom 26. Februar 2015 -'l BvR 1036/14 -,
juris Rn. 11 , m. w. Nachw.). Bei der Frage, ob eine Außerung ihrem Schwerpunkt
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nach als Meinungsäußerung oder als Tatsachenbehauptung anzusehen ist, kommt

es entscheidend auf den Gesamtkoniext der Außerung an. Die isolierle Betrachtung

eines umstrittenen Außerungsteils wird den Anforderungen an eine zuverlässige

Sinnetmittlung regelmäßig nicht gereiht (vgl. etwa BVerfG, Beschluss vom 24. Juli

2013 - 1 BvR 444113 u. a. -, jurb Rn. 18, m. w. Nachw.). Auch ist im Einzelfall eine

Trennung der tatsächlichen und der wertenden Bestandteile einer Außerung nur zu-

lässig, wenn dadurch ihr Sinn nicht verfälscht wird. Wo dies nicht möglich ist, muss

die A,ußerung im lnteresse eines wirksamen GrundrechtsschuEes insgesamt als

Meinungsäußerung angesehen weden, weil andernfalls eine wesentliche Verktir-

zung des GrundrechtsschuEes drohte (BVerfG, a. a. O., m. w. Nachw.). Den §chutz

des Grundrechts aus Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG genießen Meinungen, ohne dass es

darauf ankommt, ob die Außerung begründet oder grundlos, emotional oder rational

ist, als wertuoll oder wertlos, gefährlich oder harmlos eingeschätzt wird (BVerfG, Be-

schluss vom 26. Februar 2015, a. a. O.). Auch dass eine Aussage polemisch oder

verletzend formuliert ist, enäieht sie nicht dem Schutzbereich des Grundrechts

(BVerfG, Eeschluss vom 9. Februar 2022, a. a. O.). Die Meinungsfreiheit ist nicht erst

dann berührt, wenn Meinungsäußerungen untersagt oder mit Strafe belegt werden,

sondem bereits dann, wenn an eine durch Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG geschütäe Auße-

rung nachteilige Rechtsfolgen geknilpft werden (vgl. BVerfG, Beschluss vom 19. Mai

1992 - 1 BvR 126/85 - [BVerfGE 86, 122 ff.], iuris Rn. 20, für eine als Begründung

für das Absehen von einer Übernahme in ein Arbeitsverhältnis angeführte Meinungs-

äußerung eines Berufsschülers in einer Schülezeitung).

(b) Danach sind die in Rede stehenden Außerungen der Betroflenen, wie sie die

Strafuollsheckungskammer festgestellt hat, insgesamt als Meinungsäußerungen

auszulegen, Dies ergibt sich hinsichtlich der Veranstalfung vom 18. Juli 2020 aus der

durchgehend durch ein persönliches wertendes Dafürhalten geprägten, erkennbar

subjektiven Wortwahl der Bekoffenen, wie etwa (exemplarisch), sie habe ,,nicht fas-

sen [wollen], dass man aufgrund einer Pandemie, wo das Virus eigentlich schon

ziemlich am Rückgang war, so was Elementares daraus macht"; "wer in der Demo-

kratie schläft, wacht in der Diktatur auf. [...] Und wir müssen [deshalb] aufuachen

und [...] aktiv sein und die Politiker, es ist eine Schande, was die da nachplappem,



dass die kompetenten Leute nicht an einen Tisch gesetä werden'. Zur Einordnung

der Corona-Pandemie berief sie sich auf zitierte Aussagen von ihr so bezeichneter

,,kritische[r] Mrologen" wie Karin Mölling oder Hendrik §keeck. Zu einer lmpfung führ-

te sie ünter anderem aus, ,,Also mich müssen sie totschlagen, um mich zu impfen

und für dieses Virus brauchen wir keinen lmpfstoff; zur Pflicht zum Tragen einer

Mund-Nasen-Bedeckung äußerte sie unter anderem Älso ich setze keine Maske auf,

weil [...] das Mrus ist so winzig, das geht durch all die §toffe, die wir kagen, durch

[...1, das ist medizinisch nicht bewiesen, dass diese Masken was bringen. Aber sie

sind eine Viren- und Bakterienschleuder. Aber ich habe Sorge, dass das [...] einfach

so in der Gesellschaft Jahre so fortgeführt wird [...], das finde ich einfach ein Unding

[...1". Daraus geht helor! dass die Betroftene die Bewertung der Corona-Pandemie

durch die Politik sowie die näher genannten, zum damaligen Zeitpunkt ergriffenen

oder nach Auffassung der Betroffenen in Aussicht stehenden Maßnahmen ablehnt.

Soweit in die Außerungen in gewissem Umfang auch Tatsachenbehauptungen - ins-

besondere in einem die lMrksamkeit der Maßnahmen in Frage stellenden Sinne -
eingeb,ettet waren, diente dies letztlich nur der Untermauerung der Werturteile der

Betroffenen, ohne dass sich konkrete einzelne Aussagen sinnerhaltend aus dem Ge-

samtkontext lösen ließen. Hinsichtlich der weiteren als Abberufungsgriinde herange-

zogenen Außerungen vom Mai 2021 ist lediglich festgestellt, die Betroffene habe die

"Absurditäf und "Unvernunff der geltenden staatlichen Corona-Maßnahmen beklag!,

so dass es sich zweifelsfrei um (reine) Meinungsäußerungen handelt.

-2't -

(c) ln den damit eröffneten grundrechtlichen Schutz greift die Beschwerdeführerin

ein, indem sie die Abberufung der Betroffenen unmattelbar an diese Außerungen

knilpft. Entgegen der von der Beschwerdeführerin vertretenen Auffassung wird die

Betroffene durch den Entzug ihres Ehrenamtes in einer eigenen Rechtsposition be-

einträchtigt {vgl, im Einzelnen oben b}aaX4)}. Angesichts dieser nachteiligen Rechts-

folge kann sich die Senatsverwaltung auch nicht mit Erfolg darauf berufen, dass es

der Betroffenen unbenommen bleibe, ihte Auffassung weiterhin zu äußern und zu

verbreiten (vgl. Everfc, Beschluss vom 19. Mai 1992, a. a. O.).
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(2) Das Grundrecht der Meinungsfreiheit wäre daher bei der Ermessensausübung zu

berücksichtigen und in die vozunehmende A,bwägung einzustellen gewesen. Dies ist

jedoch nicht in dem gebotenen Maße erfolgt.

(a) Auf der Stufe der Normauslegung und -anwendung erfordert Art. 5 Abs. 1 SaE 1

GG eine Abwägung zwischen der Bedeutung einerseits der Meinungsfreiheit und

andererseits des Rechtsguts, in dessen lnteresse sie eingeschränh worden ist {vgl.

BVerfG, Beschluss vom 10. Oktober 1995 *'l BvR 1476191 - [BVerlGE 93, 266 ff. -
,soldaten sind Mörde4, juris Rn. 1 18). Damit ist eine lnterpretation des den Eingriff

tiagenden GeseEes unvereinbar, welche die Erfordemisse des lnstitutionenschutzes

tiberschreitet (vgl. BVerfG, a. a. O.). Das GeseE, auf dessen Grundlage in die MeL

nungsfreiheit eingegriffen wird, muss zudem so interpretiert werden, dass der prinl-

pielle Gehalt des Grundrechts in ledem Fall gewahrt bleibt. Es findet eine Wechsel-

wirkung in dem Sinne stätt, dass die Schranken zwar dem Grundrecht Grenzen set-

zen, ihrerseits aber aus der Erkenntnis der grundlegenden Bedeutung dieses Grund-

rechts im freiheitlich demokratischen Staat ausgelegt und so in ihrer das Grundrecht

begrenzenden Wirkung selbst wieder eingeschränkt werden müssen (vgl. BVerfG,

Beschluss vom 26. Februar 2015, a. a. O., Rn. 14). Bei der Gewichtung der durch

eine Außerung berührten grundrechtlichen lnteressen ist außerdem davon auszuge-

hen, dass der Schutz der Meinungsfreiheit gerade aus dem besonderen SchuEbe-

dürfnis der Machtfiritik envachsen ist und darin unverändert seine Bedeutung flndet

(BVerfG, Beschluss vom 9. Februar 2022, a, a. O., Rn. 25).

(b) Diesen Anforderungen wird der Bescheid der Senatsverualtung nicht gerecht.

Zwar stellt diese in die Bewertung ein, dass die Betrofiene die Außerungen als Pri-

vatperson und ohne Bezug zum Berliner Vollzugsbeirat getätigt habe und dass keine

Anhaltspunkte dafür beständen, dass sie ihre Meinung in ihren Umgang mit Gefan-

genen habe einfließen lassen. Ungeachtet dessen war die Beschwerdeführerin sich

bei Erlass des Bescheides ersichtlich bereits des Umstandes nlcht bewusst, dass die

Abberufung tiberhaupt in das Grundrecht der Betroffenen aus Art 5 Abs. 1 SaE 1

GG ein!;reift. Der Bescheid nimmt auf dieses keinen Bezug; erst recht fehlt es an ei-

ner erkennbaren Berücksichtigung des Grundrechts in dem Sinne, dass dieses den
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herangezogenen Abberuiungsgründen gegenübezustellen und mit diesen abzuwä=

gen ist. §oweit die Besehwerdeführerin (erst) im Rechtsbeschwerdeverfahren vorge-

tragen hat, sie habe ihr Abberufungsermessen durchaus mit Blick auf eine etwaige

Betroffenheit der Meinungsfreiheit ausgeübt, findet dies in dem Bescheid keine Stüt-

ze. Es wideripricht außerdem dem weiteren Vorbringen der Senatsverwaltung, mit

dem diese explizii erklärt hat, sie sei bei Erlass des Bescheides der Auffassung ge-

wesen und vertreie diese noch immer, dass ihr die Meinungslreiheit bei der Abberu-

fung "im Ergebnis' keine Grenze setze, weil bereits deren Schutzbereich nicht be-

rührt sei, da es sich bei den in Rede stehenden Außerungen in erster Linie nicht um

Werturteile, sondern um der Meinungsfreiheit nicht unterfallende Tatsachenbehaup-

tungen handele. Die an dieser Stelle erstmals vorgenommenen Hilfseruvägungen, mit

denen die Senatsveovaltung sodann eine Rechtfertigung des Eingriffs in die Mei-

nungsfreiheit begr{indet, vermögen den Abwägungsmangel in dem Bescheid nicht zu

heilen. Genügt die Bedründung einer Ermessensentscheidung nicht den Anforderun-

gen, die das Gesetz an sie stellt, darf sie im gerichtlichen Verfahren nicht mehr

nachgeschoben werden (vgl. KG, Beschluss vom 6. Februar 2006 - 5 Ws 573/05

Vollz -, .iuris Rn. 24, m. w. Nachw.). Ohnehin bleibt selbst diese Abwägung lüeken-

haft, weil sie erkennbar außer,Acht lässt, dass die Außerungen dem besonderen

Schutz der Machtkritik unterfallen, der die Betroffene grundsätzlich berechtigt, staa!

liche Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie auch polemisch und über-

spitzt zu kritisieren.

cc) Die Abberufungsentscheidung ist auch aus weiteren Gründen errnessensfehler-

haft. Soweit die Senatsvefi raltung aufgrund der in Rede stehende Außerungen der

Betroffenen und ihrer darin zum Ausdruck gekommenen Haltung zu Fragen der

Corona-Pandemie den Fortbestand eines Vertrauensverhältnisses in einer Weise '

erschüttert sieht, dass einer weäeren Beiratstätigkeit die Grundlage entzogen wäre,

steht dies nicht im Einklang mit der gesetzlichen Konzeption des Vollzugsbeiräts.

(1) ia) Die Außerungen vermögen nicht die Erwartung zu begränden, die Eetroffene

werde ihre gesetzlichen Aufgaben nicht mehr pflichtgemäß wahrnehmen oder stelle

sich aktiv gegen die Vollzugsgestaltung - konkrel die vorgesehenen Maßnahmen
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(b) Eine Befürchtung pflichtwidrigen oder obstruktiyen Verhaltens kann ohne Rechts-

fehler auch nicht daraus hergeleitet werden, dass die Betroffene den Maßnahmen

der Politik - und damit wenigstens indirekt auch der Vollzugsbehörden - ablehnend

gegenübersteht. Denn die Außerung von - auch grundsätzlicher - Kritik an Aufras-

sungen ünd Maßnahmen der Vollzugsbehörden unterfällt nicht nur der Meinungsfiei-

heit der Betroffenen, sondem stellt eine der ihr durch das GeseE zugewiesenen

Kemaufgaben als Mitglied des Berliner Vollzugsbeirats dar. Sie ist danach nicht nur

befugt, sondern ausdrticklich gehalten, mit der Aufsichtsbehörde ihre abweichenden

Auffiassungen in grundlegenden Angelegenheiten, zu denen die Ausrichtung der Ge-

sundheitsversorgung der Gefangenen mit Blick auf die Corona-Pandemie zweifellos

zählt, zu erörtern und gegebenenfalls auch Veränderungen vozuschlagen (§ 1 12

Abs. 1 SaE 2 StVollzG Bln). M'rt einem dem entsprechendän Verhalien könnte daher

auch ein Vertrauensverlust nicht begründet werden. Dass ein Beiratsmitglied seiner

gesetzlichen Aufgabe entsprechend abr,veichende Meinungen zu vollzuglichen Fra-

gen vertritt, kann ftir sich genommen nicht dazu führen, dass eine weitere Beiratstä-

tigkeit für die Senatsverualtung unzumutbar würde. Dies gilt unabhängig davon, wel-

chen Grad der Dissens eneicht hat und ob es sich nur um marginale Meinungsver-

zum Schutz vor einer lnfektion und zur medizinischen Versorgung der Gefangenen

während der Corona-Pandemie -, wie sia von der Senatsverwaltung und den Justiz-

vollzugsanstalten konzipiert und umgeseEt wird. Mangels eigener Entscheidungsbe-

fugnisse des Beirats und seiner Mitglieder sind die Behörden durch die Außerungen

in ihrem Handeln betreffend die Eindämmung und Bekämpfung der Pandemie in kei-

ner Weise eingeschränkt. Für die Annahme, die Betroffene versuche, diese Maß-

nahmen zu konterkarieren oder werde ihre Auffassungen in den Umgang mit Gefan-

genen einfließen lassen, bestehen nach den Feststellungen der Strafvollstreckungs-

kammer, welche die Senatsverwaltung bestätigt hat, ebenfalls keine tatsächlichen

Anhaltspunkte. Soweit die Senatsverwaltung ergänzend darauf veMeist, (auch) das

frühere Verhahen d'er Betroffenen sei nicht immer beanstandungsfrei gewesen, kann

hieraus im Rechtsbeschwerdeverfahren bereits deshalb nichts hergeleitet werden,

weil in den insoweii nur maßgeblichen Beschlussgründen hiezu keine Feststellun-

gen getroffen sind.
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schiedenheiten handelt oder ob das Beiratsmitglied das Vorgehen der Vollzugsbe-

hörden im Einzelfall bereits im Ansatz ablehnt. Denn für eine derartige Differenzie-

rung llndet sich im Gesetz kein Anknüpfungspunkt. Erst recht können daher derartige

private Außerungen außerhalb der Beiratstätigkeit und ohne konkreten Bezug zu

dieser eine Abberufung nicht rechtfertigen.

(c) Zu einer abweichenden Beurteilung führt hier im Ergebnis auch nicht das Rüge-

vorbringen, die Betroffene vertrete hinsichtlich der §chwere der möglichen Krank-

heitsverläufe, des Nutzens eines lmpfstoffs, der medizinischen lMrksamkeit des

Maskentragens und des Vorliegens einer Übersterblichkeit nicht lediglich eine abwe!

chende Meinung, sondem behaupte (bewusst) objektiv unwahre Tabachen. Zwar

kann jedenfalls bei grob und wissentlich falschen Tatsachenangaben eines Beirats-

mitglieds möglichenreise dessen persönliche Eignung in Frage stehen. Jedoch tra-

gen die getroffenen Feststellungen eine solche Annahme hier nicht. Es ist bereits

nicht nachvollziehbar, auf welche konkreten Aussageinhalte sich die Senatsverwal-

tung bezieht, deren Unwahrheit aus ihrer Sicht anreifelsfrei und für jedermann er-

kennbar feststehe.

Nach den insoweit nur maßgeblichen Beschlussgründen benannte die Betroffene in

der Videoaufnahme im Juli ?O20 zut Schwere möglicher Krankheitsverläufe eine Zahl

von 26.000 Menschen, die in Deutsctland in der Saison 2017 nUA an der Grippe

verstorben seien. Sodann bezog sie sich auf Aussagen der Mrologin Karin Mölling,

die sie dahingehend zitierte, sie habe damals gedacht, sie sterbe. und könne jetä
nicht erkennen, dass dieses [Corona-lvirus so eingreifend [sei], wie das damals

201712018" gewesen sei. Zudem berief sich die Betroffene auf Außerungen des Mro-

logen Hendrik Streeck, der erklärt habe, "Hätten wir das Vkus nicht entdeckt, hätten

wir halt wieder gedacht, es ist eine Grippe, wo auch Menschen, die schon chronische

Erkrankungen haben, daran sterben können. Aberjunge, gesunde Leute oder Men-

schen, die lit sind, die werden krank. Und eine Grippe ist eine schlimme Erkrankung."

Angesichts dieser Außerungen erschließt es sich - zumal ohne nähere Erläuterung

durch die Senatsvenrvaltung - nicht, welche Tatsachenbehauptungen darin enthalten

wären, die in offensichtlicher und unhaltbarer Weise falsch wären. Dies betrifft so-

wohl die Zahl der im \Nln.ter 2A1712A18 an der Grippe Verstorbenen als auch die Fra-
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ge einer zutreffenden Wedergabe der Zitate. Auch wenn man davon ausgeht, dass

die Betroffene sich den lnhalt der Zilale zu eigen gemacht hat, ist nicht erkennbar,

unter welchem konkreten Aspekt diese - im Wesentlichen ebenfalls nur persönliche

Bewertungen enthaltenden - Außerungen in tatsächlicher Hinsicht falsch wären. Ab-

weichendes folgt auch nicht unter zusäElicher Berücksichtigung der Aussagen der

Betroffenen zum Umfang der Pandemie. Soweit diese äußerte, sie wolle es ,nicht

fassen [...], dass man aufgrund einer Pandemie, wo das Virus eigentlich schon ziem-

lich am Rückgang war, so was Elementares daiaus machf', konnte sich dies ange-

sichts des Zeitpunkts der Mdeoaufnahme im Juli 2020 lediglich auf den bis dahin zu

beobachtenden Pandemieverlauf beziehen, so dass ein (vorläufiger) Rückgang nicht

von der Hand zu weisen ist. Die Aussage ist zudem ebenfalls in einer Weise subjek-

tiv geprägt, dass auch deshalb eine - zumal gravierend - falsche Tatsachenbehaup-

tung nicht feststellbar ist. Dasselbe gilt hinsichtlich der weitergehenden diesbeztlgli-

chen Aussagen der Betroffenen, die im Wesentlichen nur die Frage betrafen, wie der

Begriff einer Pandemie definie( wird und inwieweit sich dies nach ihrer Wahrneh-

mung geändert habe. Zur Frage einer Übersterblichkeit sind den Beschlussgründen

keine Außerungen zu entnehmen.

Zum Nutzen einer lmpfung hat die Betrotfene ausweislich der Beschlussgründe le-

diglich die subjektive Einschätzung geäußert, ,für dieses Virus brauchen wir keinen

lmpfstoff'. Über den weitergehenden Nutzen im Sinne einer Wirksamkeit oder mögli-

cher Risiken konnte sie zu dieser Zeit ohnehin schwerlich eine Erklärung abgeben,

weil ein solcher lmpfstoff im Juli 2020 noch nicht zur Verfügung stand. Konkrete spä-

tere Aussagen zu der Thematik - wie auch zu den weiteren von der Senatsverwal-

tung angesprochenen Aspekten - lassen sich den Beschlussgrunden ebenfalls nicht

entnehmen. Soweit die Betrofiene in einer mOndlichen Anhörung am 29. September

2021 ihre Ansichten, wie festgestellt, ,im Kem" sowie "größtenteils' bestätigt hat,

fehlt es - zumal angesichts der zwischenzeitlichen tatsächlichen Weiterentwicklung

der Pandemie, ihrer Bekämpfung und der diesbezüglichen Erkenntnisse - insgesamt

an einer hinreichenden Konkretisierung, um hierauf die Annahme grob unrichtiger

Tatsachenbehauptungen stützen zu können.
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Zur Wirksamkeit des Maskentragens hat die Betroffene in der Videoaufzeichnung

erklärt, es sei "medizinisch nicht bewiesen, dass diese Masken was bringen". Ange.

sichts des Zeitpunkts der Aufnahme sowie der unmittelbar vorangegangenen Auße-

rung, ,das geht durch all die Stoffe, die wir tragen, durch', bezog sici die Aussage

. erkennbar auf die zu jener Zeit - wie allgemeinkundig - vomiegend gebräuchlichen

sogenannten ,Alltagsmasken' aus Stoff. Deren Schulzwirkung steht auch mit Blick

aul die a,vischenzeitliche weitgehende Abkehr von derartigen Masken jedenfalls nicht

in einer Weise generell außer Zweifel, dass die dokumentierte Aussage als offen-

kundig falsch bewertet werden könnte. Eine Aussage der Betroffenen zu den (bei der

Anhörung im September 2021 vorherrschenden) medizinischen Masken ist nicht

festgestellt.

(2) Auch im Übrigen sind keine Umstände festgestellt, auf welche die Senatsverwal-

tung in rechtlich zulässiger Weise die Unzumutbarkeit einer weiteren Zusammenar-

beit mit der Betroffenen im Berliner Vollzugsbeirat stüEen könnte. Zu berilcksictrtigen

ist dabei, da§s sich die Außerungen der Betroffenen äusweislich der Beschlussgrün-

de nicht ih einer die Beiratstätigkeit objektiv beeinträchtigenden Weise ausgewirkt

haben und sich der Beirat als solcher explizit für eine Fortführung der Zusammenar-

beit ausgesprochen hat. Soweit die Senatsvenvaltung im Rechtsbeschwerdeverfah-

ren (neu) vo{getragen hat, aufgrund der inhaltlichen Differenzen berate man sich

nicht mehr mit der Betroffenen, handelt es sich um einen beschlussfremden Um-

stand, der bereits aus diesem Grund keine Berücks'rchtigung finden kann (vgl. Senat,

Beschluss vom 16. Juni 2021 - 5 Ws 11t21 Vollz -, juris Rn. 25, m. w. Nachw.), Dar-

über hinaus könnte die Senatsverwaltung einen Abberufungsgrund in rechtlich zuläs-

siger Weise auch nicht dadurch selbst schaffen, dass sie die Zusammenarbeit mit

einem Beiratsmitglied aufgrund inhaltlicher Differenzen einstellt, ohne dass diese für

sich genommen nach dem Gesetr eine Abberufung rechtfertigen. Die mit der Rechts-

beschwerde unter Hinweis auf die verwaltungsrechtlichen Befangenheitsvorschriften

für Ausschüsse (§ 20 Abs. 4 Sata 4 i. V. m. § 21 Abs. 2 VwVfG) der Sache nach gel-

tend gemachte abstrakte Gefahr einer Beeinflussung des Beirats reicht zur Begrün-

dung einer Unzumutbarkeil der weiteren Zusammenarbeit ebenfalls nicht aus. Zu

berücksichtigen ist auch insoweit, dass aus dem rechtlich erlaubten Verhalten eines
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Beiratsmitglieds eine bei der Abberufung zulässigerweise zu berücksichtigende Be-

einträchtigung der Beiratstätigkeit nicht hergeleitet werden kann.

(3) Dass die Außerungen der Betroffenen für sich betrachtet und unabhängig von

einem konkreten Bezug zum Berliner §trafuollzug geeignet wären, die Betroffene als

Beiratsmitglied untragbar erscheinen zu lassen, wie es etwa bei gegen die Men-

schenwürde oder die verlassungsmäßige Ordnung gerichteten oder strafrechtlich

relevanten Außerungen der Fall sein könnte, steht nicht im Raum und wird auch von

der Senatsvenrvaltung nicht geltend gemacht,

{4} Schließlich kann die §enatsvemaltung die Abberufung auch nicht in zulässiger

Weise mit der Besorgnis begründen, durch den Auftritt der Beiroffenen auf den Ver-

anstaltungen sei der ,böse §chein' entstanden, dass sie vom Lager der sogenannten

"Querdenkef beraten werde oder diesem zuzurechnen sei und trber ihre ehrenamtli-

che Tätigkeit Einfluss auf Entscheidungen der Senatsvemaltung nehmen könne. Ei-

ne solche Befürchtung lässt sich nicht auf konkele Tatsachen stijtzen, nachdem die

diesbezüglichen Videoaufnahmen ausweislich der Beschlussgründe nur einen gerin-

gen Verbreitungsgrad erreichten und keinerlei Bezugnahme auf die Beiratstätigkeit

der Betroffenen enthielten.

m.

Die Entscheidung über die Kosten und Auslagen folgt aus § 121 Abs. 4 StVollzG in

Verbindung mit § 473 Abs. 1 Satz 1, Abs.2 SaE 1 SIPO (vgl. KG, Beschluss vorl
28. April 2000 * 5 Ws 754ß9 Vollz -, juris, Rri. 24).

Aucr:r"fertigt'
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